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Einfu hrung: U berblick u ber Rawlsß Theorie der Gerechtigkeit 
 

I. Aufgabe der Theorie der Gerechtigkeit 
 
Es gilt Grundsa tze der sozialen Gerechtigkeit zu finden, die  
(a) die Zuweisung von Rechten und Pflichten in den grundlegenden Institutionen der Gesell-

schaft ermoglichen, und 
(b) die richtige Verteilung der Fruchte und der Lasten der gesellschaftlichen Zusammenarbeit 

festlegen. 
Nehmen wir [...] an, eine Gesellschaft sei eine mehr oder weniger in sich abgeschlossene Vereinigung 
von Menschen, die fur ihre gegenseitigen Beziehungen gewisse Verhaltensregeln als bindend anerkennen 
und sich meist auch nach ihnen richten. Nehmen wir weiter an, diese Regeln beschreiben ein System der 
Zusammenarbeit, das dem Wohl seiner Teilnehmer dienen soll. Dann ist zwar die Gesellschaft ein 
Unternehmen zur Forderung des gegenseitigen Vorteils, aber charakteristischerweise nicht nur von 
Interessenharmonie, sondern auch von Konflikt gepra gt. Eine Interessenharmonie ergibt sich daraus, daÜ  
die gesellschaftliche Zusammenarbeit allen ein besseres Leben ermoglicht, als wenn sie nur auf ihre 
eigenen Anstrengungen angewiesen wa ren. Ein Interessenkonflikt ergibt sich daraus, daÜ  es den Men-
schen nicht gleichgultig ist, wie die durch ihre Zusammenarbeit erzeugten Guter verteilt werden, denn 
jeder mochte lieber mehr als weniger haben. Es sind Grundsa tze notig, um zwischen verschiedenen ge-
sellschaftlichen Regelungen der Guterverteilung zu entscheiden und eine Einigung daruber zu erzielen. 
Das sind die Grundsa tze der sozialen Gerechtigkeit: sie ermoglichen die Zuweisung von Rechten und 
Pflichten in in den grundlegenden Institutionen der Gesellschaft, und sie legen die richtige Verteilung der 
Fruchte und der Lasten der gesellschaftlichen Zusammenarbeit fest. (TG 20f.) 

Die Grundsa tze, die Rechte und Pflichten zuweisen sowie Fruchte und Lasten verteilen mus-
sen gerecht sein: 

Die Gerechtigkeit ist die erste Tugend sozialer Institutionen, so wie die Wahrheit bei Gedankensystemen. 
Eine noch so elegante und mit sparsamen Mitteln arbeitende Theorie muÜ  fallengelassen werden oder ab-
gea ndert werden, wenn sie nicht wahr ist; ebenso mussen noch so gut funktionierende und wohlabge-
stimmte Gesetze und Institutionen abgea ndert oder abgeschafft werden, wenn sie ungerecht sind. (TG 19) 

 

II. Gegenstand der Gerechtigkeitsprinzipien 
 
Die Grundsa tze der sozialen Gerechtigkeit beziehen sich auf die Grundstruktur der Gesell-
schaft, d. h. auf die wichtigsten gesellschaftlichen Institutionen, wozu die Verfassung und die 
wichtigsten wirtschaftlichen und sozialen Verha ltnisse za hlen: 

Fur uns ist der erste Gegenstand der Gerechtigkeit die Grundstruktur der Gesellschaft, genauer: die Art, 
wie die wichtigsten gesellschaftlichen Institutionen Grundrechte und -pflichten und die Fruchte der ge-
sellschaftlichen Zusammenarbeit verteilen. Unter den wichtigsten Institutionen verstehe ich die Ver-
fassung und die wichtigsten wirtschaftlichen und sozialen Verha ltnisse. Beispiele sind etwa die gesetz-
lichen Sicherungen der Gedanken- und Gewissensfreiheit, Ma rkte mit Konkurrenz, das Privateigentum an 
den Produktionsmitteln und die monogame Familie. Zusammengenommen legen die wichtigsten Instituti-
onen die Rechte und Pflichten der Menschen fest und beeinflussen ihre Lebenschancen, was sie werden 
konnen und wie gut es ihnen gehen wird. Die Grundstruktur ist der Hauptgegenstand der Gerechtigkeit, 
weil ihre Wirkungen so tiefgreifend und von Anfang an vorhanden sind. (TG 23) 
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III. Begru ndung der Gerechtigkeitsprinzipien 

1. U berlegungsgleichgewicht 
Die Gerechtigkeitsprinzipien mussen unseren wohluberlegten Gerechtigkeitsvorstellungen 
entsprechen oder sie auf annehmbare Weise erweitern. 
 

2. Kontraktualismus 
Wir wollen uns also vorstellen, daÜ  diejenigen, die sich zu gesellschaftlicher Zusammenarbeit vereinigen 
wollen, in einem gemeinsamen Akt die Grundsa tze wa hlen, nach denen Grundrechte und -pflichten und 
die Verteilung der gesellschaftlichen Guter bestimmt werden. Die Menschen sollen im voraus entschei-
den, wie sie ihre Anspruche gegeneinander regeln wollen und wie die Grundungsurkunde ihrer Gesell-
schaft aussehen soll. Ganz wie jeder Mensch durch vernunftige U berlegung entscheiden muÜ , was fur ihn 
das Gute ist, d. h. das System der Ziele, die zu verfolgen fur ihn vernunftig ist, so muÜ  eine Gruppe von 
Menschen ein fur allemal entscheiden, was ihnen als gerecht und ungerecht gelten soll. Die Entscheidung, 
die vernunftige Menschen in dieser theoretischen Situation der Freiheit und Gleichheit treffen wurden, 
bestimmt die Grundsa tze der Gerechtigkeit. (TG 28) 

2.1 Gerechtigkeit als Fairne� 
Die Gerechtigkeitsgrundsa tze “sind diejenigen Grundsa tze, die freie und vernunftige Menschen in ihrem 
eigenen Interesse in einer anfa nglichen Situation der Gleichheit zur Bestimmung der Grundverha ltnisse 
ihrer Verbindung annehmen wurden. [...] Diese Betrachtungsweise der Gerechtigkeitsgrundsa tze nenne 
ich Theorie der Gerechtigkeit als FairneÜ .Ä (TG 28) 

Die Bezeichnung “Gerechtigkeit als FairneÜ Ä “druckt den Gedanken aus, daÜ  die Grundsa tze der Gerech-
tigkeit in einer fairen Ausgangssituation festgelegt werden. (TG 29) 

2.2 Urzustand 
Die faire Ausgangsposition fur die Einigung auf Gerechtigkeitsprinzipien ist der Urzustand, 
eine hypothetische Situation, die durch folgende Bedingungen charakterisiert ist: 

2.2.1 Charakerisierung des Urzustands 
1. Gleichheit:  

Vernunftig erscheint die Annahme, daÜ  die Menschen im Urzustand gleich seien. Das heiÜ t, sie haben bei 
der Wahl der Grundsa tze alle die gleichen Rechte; jeder kann Vorschla ge machen, Grunde fur sie vor-
bringen usw. Diese Bedingungen sollen offenbar die Gleichheit zwischen Menschen als moralischen Sub-
jekten darstellen, als Wesen mit einer Vorstellung von ihrem Wohl und einem Gerechtigkeitssinn. (TG 
36f.) 

2. Gerechtigkeitssinn und Verbindlichkeit der Grundsa tze: 
Eine weitere Voraussetzung soll gewa hrleisten, daÜ  die Regeln genau eingehalten werden. Die Beteiligten 
sollen einen Gerechtigkeitssinn haben, und das soll unter ihnen allgemein bekannt sein. Diese Bedingung 
soll die Gultigkeit der U bereinkunft im Urzustand sichern. Sie bedeutet nicht, daÜ  die Beteiligten ihren 
U berlegungen eine bestimmte Gerechtigkeitsvorstellung zugrunde legen wurden [...]. Sie bedeutet viel-
mehr, daÜ  sich die Parteien darauf verlassen konnen, daÜ  jeder die beschlossenen Grundsa tze versteht und 
nach ihnen handelt, wie sie auch beschaffen sein mogen. Sind einmal die Grundsa tze anerkannt, so kon-
nen sich die Parteien darauf verlassen, daÜ  jeder sie einha lt. Wenn sie also zu einer U bereinkunft kom-
men, dann wissen sie, daÜ  es nicht umsonst ist: Ihr Gerechtigkeitssinn sorgt dafur, daÜ  die aufgestellten 
Grundsa tze auch beachtet werden. (TG 168f.) 
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3.  Schleier des Nichtwissens: Damit niemand die Gerechtigkeitsprinzipien auf seine eigenen 
Verha ltnisse zuschneiden kann, fehlen den Personen im Urzustand bestimmte Informati-
onen: 
Es wird also angenommen, daÜ  den Parteien bestimmte Arten von Einzeltatsachen unbekannt sind. Vor 
allem kennt niemand seinen Platz in der Gesellschaft, seine Klasse oder seinen Status; ebensowenig seine 
naturlichen Gaben, seine Intelligenz, Korperkraft usw. Ferner kennt niemand seine Vorstellung vom Gu-
ten, die Einzelheiten seines vernunftigen Lebensplanes, ja nicht einmal die Besonderheiten seiner Psyche 
wie seine Einstellung zum Risiko oder seine Neigung zu Optimismus oder Pessimismus. Daruber hinaus 
setze ich noch voraus, daÜ  die Parteien die besonderen Verha ltnisse in ihrer eigenen Gesellschaft nicht 
kennen, d. h. ihre wirtschaftliche und politische Lage, den Entwicklungsstand ihrer Zivilisation und Kul-
tur. Die Menschen im Urzustand wissen auch nicht, zu welcher Generation sie gehoren. (TG 160) 

Wa hrend also die Menschen im Urzustand keine Einzeltatsachen kennen, ist die Kenntnis 
allgemeiner Tatsachen zugelassen: 
Selbstversta ndlich aber sollen sie die allgemeinen Tatsachen uber die menschliche Gesellschaft kennen, 
die sich aus dem Alltagsverstand und allgemein anerkannten Analysemethoden ergeben [...]. Sie verste-
hen politische Fragen und die Grundzuge der Wirtschaftstheorie, ebenso die Grundfragen der gesell-
schaftlichen Organisation und die Gesetze der Psychologie des Menschen. Sie kennen voraussetzungs-
gema Ü  alle allgemeinen Tatsachen, die fur die Festsetzung von Gerechtigkeitsgrundsa tzen von Bedeutung 
sind. Bezuglich allgemeinen Wissens, d. h. allgemeiner Gesetze und Theorien, gibt es keine Beschra n-
kung, denn Gerechtigkeitsvorstellungen sollen ja den Eigenschaften der Systeme gesellschaftlicher Zu-
sammenarbeit angepaÜ t sein, die sie regeln sollen, und es gibt keinen Grund, diese Tatsachen auszu-
schlieÜ en. (TG 160f.) 

4. Vernunftigkeit: Die Menschen im Urzustand sind vernunftig. 
Von einem vernunftgeleiteten Menschen wird also wie ublich angenommen, daÜ  er ein wider-
spruchsfreies System von Pra ferenzen bezuglich der ihm offenstehenden Moglichkeiten hat. Er bringt sie 
in eine Rangordnung nach ihrer Dienlichkeit fur seine Zwecke; er folgt dem Plan, der moglichst viele von 
seinen Wunschen erfullt und der eine moglichst gute Aussicht auf erfolgreiche Verwirklichung bietet. 
Meine Zusatzannahme ist, daÜ  ein vernunftgeleiteter Mensch keinen Neid kennt. (TG 166f.) 

5. Gegenseitiges Desinteresse: Die Menschen im Urzustand nehmen kein Interesse an den 
Interessen anderer. 

 
6. Schwache Theorie des Guten und Grundguter: Obwohl die Personen im Urzustand ihre 

Vorstellung vom Guten nicht kennen, wissen sie, daÜ  es bestimmte Grundguter gibt, die 
notwendig sind, um ihre Vorstellung vom Guten (egal wie sie aussieht) zu verwirklichen: 
Nun sind Grundguter [...] Dinge, von denen man annimmt, daÜ  sie ein vernunftiger Mensch haben 
mochte, was auch immer er sonst noch haben mochte. Wie auch immer die vernunftigen Pla ne eines 
Menschen im einzelnen aussehen mogen, es wird angenommen, daÜ  es verschiedenes gibt, wovon er lie-
ber mehr als weniger haben mochte. Wer mehr davon hat, kann sich allgemein mehr Erfolg bei der Aus-
fuhrung seiner Absichten versprechen, welcher Art sie auch sein mogen. Die wichtigsten Arten der 
gesellschaftlichen Grundguter sind Rechte, Freiheiten und Chancen sowie Einkommen und Vermogen. 
(Ein sehr wichtiges Grundgut ist das Selbstwertgefuhl; [...]). Es durfte auf der Hand liegen, daÜ  diese 
Dinge im allgemeinen als Grundguter zu betrachten sind. Es sind gesellschaftliche Guter, da sie mit der 
Grundstruktur zusammenha ngen; Freiheiten und Chancen werden durch die Regeln der wichtigeren Insti-
tutionen festgelegt, ebenso die Einkommens- und Vermogensverteilung. (TG 112f.) 
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2.2.2 Entscheidungskriterium im Urzustand: Maximin-Regel 
Unter den Bedingungen des Urzustands ist es rational, die Maximim-Regel als Entschei-
dungskriterium fur Gerechtigkeitsprinzipien zu wa hlen. 

Die Maximin-Regel ordnet die Alternativen nach ihren schlechtesten moglichen Ergebnissen: man soll 
diejenige wa hlen, deren schlechtestmogliches Ergebnis besser ist als das jeder anderen. (TG 178) 

 
Die Begrundung von Gerechtigkeitsprinzipien besteht nun in dem Nachweis, daÜ  die Men-
schen im Urzustand sich auf sie einigen wurden. 
 

IV. Inhalt der Gerechtigkeitsprinzipien 
 

Erster Grundsatz  
Jedermann hat gleiches Recht auf das umfangreichste Gesamtsystem gleicher Grundfreiheiten, das fur 
alle moglich ist.  

Zweiter Grundsatz 
Soziale und wirtschaftliche Ungleichheiten mussen folgendermaÜ en beschaffen sein: 
(a) sie mussen unter der Einschra nkung des gerechten Spargrundsatzes den am wenigsten Begunstig-
ten den groÜ tmoglichen Vorteil bringen, und 
(b) sie mussen mit A mtern und Positionen verbunden sein, die allen gema Ü  fairer Chancengleichheit 
offenstehen. 

Erste Vorrangregel (Vorrang der Freiheit) 
Die Gerechtigkeitsgrundsa tze stehen in lexikalischer Ordnung; demgema Ü  konnen die Grundfreiheiten 
nur um der Freiheit willen eingeschra nkt werden, und zwar in folgenden Fa llen: 
(a) eine weniger umfangreiche Freiheit muÜ  das Gesamtsystem der Freiheiten fur alle sta rken; 
(b) eine geringere als gleiche Freiheit muÜ  fur die davon Betroffenen annehmbar sein. 

Zweite Vorrangregel (Vorrang der Gerechtigkeit vor Leistungsfa higkeit und Lebensstandard) 
Der zweite Gerechtigkeitsgrundsatz ist dem Grundsatz der Leistungsfa higkeit und Nutzenmaximie-
rung lexikalisch vorgeordnet; die faire Chancengleichheit ist dem Unterschiedsprinzip vorgeordnet, 
und zwar in folgenden Fa llen: 
(a) eine Chancen-Ungleichheit muÜ  die Chancen der Benachteiligten verbessern; 
(b) eine besonders hohe Sparrate muÜ  insgesamt die Last der von ihr Betroffenen mildern. (TG 336f.) 

Diese beiden Gerechtigkeitsprinzipien sind 
ein Spezialfall einer allgemeineren Gerechtigkeitsvorstellung [...], die man folgendermaÜ en formulieren 
kann: 

Alle sozialen Werte �  Freiheit, Chancen, Einkommen, Vermogen und die sozialen Grundlagen der 
Selbstachtung �  sind gleichma Ü ig zu verteilen, soweit nicht eine ungleiche Verteilung jedermann zum 
Vorteil gereicht. 

Ungerechtigkeit besteht demnach einfach in Ungleichheiten, die nicht jedermann Nutzen bringen. (TG 
83) 
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Verha ltnisse za hlen

Uberlegungsgleichgew icht

Kontraktualism us

Gerechtigkeit als  Fairne �:
Die Grundsa tze der Gerechtigkeit
w erden in einer fairen
Ausgangssituation festgelegt

Urzustand

Charakerisierung
des Urzustands
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5. Gegenseitiges Desinteresse
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Entscheidungs-
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Maxim in-Regel

Erster Grundsatz: [Freiheitsprinzip]
Jedermann hat gleiches Recht auf das umfangreichste Gesamtsystem gleicher Grundfreiheiten, das fur alle mo glich ist.

Zw eiter Grundsatz:
Soziale und w irtschaftliche Ungleichheiten mussen folgendermaÄ en beschaffen sein:
(a) sie mussen unter der Einschra nkung des gerechten Spargrundsatzes den am w enigsten Begunstigten den gro Ä tmo glichen Vorteil bringen [Differenzprinzip] , und
(b) sie mussen mit Amtern und Positionen verbunden sein, die allen gema Ä  fairer Chancengleichheit offenstehen. [Prinzip der Chancengleichheit]

Erste Vorrangregel (Vorrang der Freiheit)
Die Gerechtigkeitsgrundsa tze stehen in lexikalischer Ordnung ; demgema Ä  ko nnen die Grundfreiheiten nur um der Freiheit w illen eingeschra nkt w erden, und zw ar in folgenden Fa llen:
(a) eine w eniger umfangreiche Freiheit muÄ  das Gesamtsystem der Freiheiten fur alle sta rken;
(b) eine geringere als gleiche Freiheit muÄ  fur die davon Betroffenen annehmbar sein.

Zw eite Vorrangregel (Vorrang der Gerechtigkeit vor Leistungsf a higkeit und Lebensstandard)
Der zw eite Gerechtigkeitsgrundsatz ist dem Grundsatz der Leistungsf a higkeit und Nutzenmaximierung lexikalisch vorgeordnet; die faire Chancengleichheit ist dem Unterschiedsprinzip
vorgeordnet, und zw ar in folgenden Fa llen:
(a) eine Chancen-Ungleichheit muÄ  die Chancen der Benachteiligten verbessern;
(b) eine besonders hohe Sparrate muÄ  insgesamt die Last der von ihr Betroffenen mildern.

 


